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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Der Ständerat hatte im Vorjahr einer Verlängerung des Zulassungsstopps für die
Eröffnung neuer Arztpraxen bis Ende 2010 zugestimmt. Im Nationalrat sprachen sich
die Fraktionen der SVP, FDP, GP und Teile der CVP aber für eine Aufhebung des
Ärztestopps aus. Sie argumentierten vor allem damit, dass die Massnahme keine
Wirkung gezeigt habe. Eine Kommissionsminderheit Humbel (cvp, AG) bestritt diese
Aussage und war der Ansicht, dass die Ärztezahl dort, wo die Zulassungsbeschränkung
umgesetzt worden war, stabilisiert werden konnte. Auch Bundesrat Couchepin warnte
vor den dramatischen Folgen für die Gesundheitskosten, welche die Aufhebung des
Ärztestopps haben könne. Dies ignorierte der Nationalrat und beschloss mit 116 zu 67
Stimmen nicht auf die Vorlage einzutreten.

In der Differenzbereinigung war die Kommission des Ständerates einstimmig dafür, an
der Verlängerung des Zulassungsstopps für Arztpraxen festzuhalten. Die Kommission
hatte bereits verschiedene Nachfolgemodelle diskutiert und es sich zum Ziel gesetzt,
bis zum Herbst einen Vorschlag in den Rat zu bringen. Sie erachtete es als realistisch,
innerhalb einer Frist von einem Jahr die Nachfolgeregelung in beiden Räten zu
behandeln. Eine Verlängerung könne auch nur bis 2009 beschlossen werden (anstatt
2010), wenn der Nationalrat einschwenke. Eine Minderheit Diener (gp, ZH) beantragte,
dem Nationalrat zu folgen und nicht auf die Vorlage einzutreten. Sie erachtete es als
rechtsstaatlich fragwürdig, einen dringlichen Bundesbeschluss bereits zum dritten Mal
zu verlängern. Ausserdem müsse endlich Bewegung in das starre System kommen. Der
Rat folgte jedoch seiner Kommission und beschloss mit 34 zu 4 Stimmen auf die Vorlage
einzutreten.

In der Folge musste der Nationalrat also noch einmal über die Frage des Eintretens auf
die Vorlage des Zulassungsstopps diskutieren. Eine Kommissionsmehrheit sprach sich
nun dafür aus, dem Ständerat zu folgen, insbesondere weil befürchtet wurde, dass mit
einem ersatzlosen Auslaufen der Bestimmung zahlreiche neue Praxen eröffnet werden
könnten, mit entsprechenden Kostenfolgen. Ausserdem nahm die grosse Kammer zur
Kenntnis, dass der Ständerat gewillt war, rasch einen Vorschlag bezüglich der Lockerung
des Vertragszwangs zu unterbreiten. Eine Kommissionsminderheit mit Vertretern der
SVP, GP, CVP und FDP war weiterhin der Ansicht, dass nicht mit einer Ärztelawine zu
rechnen sei. Dieses Mal folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit und beschloss
mit 134 zu 37 Stimmen auf die Vorlage einzutreten. Neben der SP waren nun auch die
Fraktionen der SVP, FDP und CVP mehrheitlich für eine Weiterführung der Bestimmung,
allerdings nur bis 2009. Eine links-grüne Kommissionsminderheit, welche die Hausärzte
von diesem verlängerten Zulassungsstopp ausnehmen wollte, fand im Nationalrat keine
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat die Vorlage mit 161 zu 15
Stimmen gut. 

Im Ständerat ging es anschliessend nur noch um die Dauer des Zulassungsstopps. Die
Kommission empfahl zwar, dem Nationalrat zu folgen, es gab aber auch Stimmen wie
die von Sommaruga (sp, BE), welche es für unrealistisch hielten, dass bis zum 1. Januar
2010 eine Nachfolgeregelung, die noch zu beschliessen wäre, in Kraft treten wird. Die
kleine Kammer folgte aber mit 23 zu 14 Stimmen dem Nationalrat und entschied sich
damit für eine kürzere Befristung.  In der Schlussabstimmung stimmte der Nationalrat
mit 168 zu 12 Stimmen für die Annahme des Entwurfs und der Ständerat einstimmig
dafür. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
LINDA ROHRER
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Medikamente

Die Kritik an der Höhe der Medikamentenpreise verstummte denn auch nicht. Gleich
nach der Ablehnung der Denner-Initiative „für tiefere Arzneimittelpreise“ forderte das
Konkordat der Schweizerischen Krankenversicherer (KSK) die Einberufung eines
„Runden Tisches“, um mit allen Beteiligten Massnahmen zur Stabilisierung der
Medikamentenkosten zu beraten. In den letzten Jahren stiegen die
Medikamentenkosten in der Grundversicherung meistens zweistellig; rund ein Fünftel
der Prämien wird mittlerweile für Arzneimittel eingesetzt.  Die Konferenz fand Anfangs
Juli statt, brachte aber kaum Neues. Es wurde vereinbart, auf allen Ebenen den Einsatz
von Generika zu fördern; die Pharmaindustrie wurde zudem aufgefordert, kleinere
Packungen anzubieten, um der Verschwendung von Arzneimitteln entgegen zu wirken.
Der Preisüberwacher intervenierte ebenfalls erneut und verlangte eine Ausdehnung des
Ländervergleichs auf alle Nachbarstaaten (ein von der Preisüberwachung 2000
angestellter Vergleich ergab beispielsweise, dass die Preise in der Schweiz knapp 20%
über jenen in Deutschland – wie die Schweiz ein Hochpreisland – liegen; bei den nicht-
kassenpflichtigen Arzneimitteln betrug die Differenz 33,3%), auch jene mit deutlich
niedrigerem Preisniveau (Italien und Frankreich), eine Anregung, die ein vom
Nationalrat überwiesenes Postulat Robbiani (cvp, TI) (Po. 01.3101) übernahm. Zudem
wurde eine Motion Gysin (fdp, BL) (Mo. 99.3333), die verlangte, die Vergünstigungen, die
Spitäler und Ärzte beim Direktbezug von Medikamenten erhalten, seien vollumfänglich
an die Patienten weiterzugeben, auf Antrag des Bundesrates als Postulat angenommen.
Die SP möchte die steigenden Gesundheitskosten in den nächsten Jahren vordringlich
mit Massnahmen im Medikamentenbereich bekämpfen. 2

ANDERES
DATUM: 12.10.2001
MARIANNE BENTELI

Im Einverständnis mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat ein Postulat Robbiani (cvp,
TI) an, welches anregt, es sei zu veranlassen, dass die Hersteller von Medikamenten
verpflichtet werden, die Wirkstoffe und Hilfsmittel anzugeben, welche Allergien oder
andere unerwünschte Wirkungen hervorrufen können. Dadurch würde die
Heilmittelgesetzgebung der Lebensmittelgesetzgebung angeglichen. 3

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) wollte diejenigen Bestimmungen des gescheiterten
Entwurfs zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung auf
Verordnungsebene wiederaufnehmen, die am stärksten dazu beitragen können, die
Arzneimittelpreise einzudämmen. Aufgenommen werden sollte dabei insbesondere das
Instrument der regelmässigen, dreijährlichen Überprüfung der Arzneimittelpreise. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bestehenden Spielraum auf Verordnungsstufe
auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den Rhythmus der
Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Nationalrat schloss sich der Meinung des
Motionärs und des Bundesrates an und nahm die Motion ebenfalls an. 4

MOTION
DATUM: 19.12.2008
LINDA ROHRER

In Bezug auf die Einsparungen, die bei den Medikamenten gemacht werden könnten,
stimmte der Nationalrat den vom Ständerat im Vorjahr vorgenommenen Abänderungen
der Motionen Heim (sp, SO) und Humbel Näf (cvp, AG) (Mo. 05.3523) für mehr
Preiswettbewerb im Bereich der Mittel- und Gegenstände (Migel) in einen
Prüfungsantrag zu. Eine Motion Diener (glp, ZH) (Mo. 09.3089) wollte den Bundesrat
beauftragen, für den Vertrieb von Arzneimitteln eine preisunabhängige Marge,
differenziert nach Vertriebskanal, festzulegen. Diese sollte auf der Basis einer
effizienten und preisgünstig durchgeführten Vertriebsleistung festgelegt werden. Der
Bundesrat lehnte dieses Begehren ab, da er diese Fragen in der zweiten Etappe der
Revision des Heilmittelgesetzes klären und regeln wollte. Der Ständerat wandte sich mit
einem Stichentscheid des Präsidenten gegen den Willen des Bundesrates und nahm die
Motion an. Der Bundesrat hatte im Vorfeld bereits angekündigt, im Falle einer Annahme
beim Nationalrat eine Abänderung in einen Prüfungsantrag zu beantragen. Aber auch
der Nationalrat nahm die Motion mit 110 zu 52 Stimmen an. Eine Motion Robbiani (cvp,
TI) (Mo. 08.3670) forderte den Bundesrat auf, so rasch wie möglich Massnahmen auf
Verordnungsebene zur Senkung der Arzneimittelpreise zu ergreifen und insbesondere
eine alle drei Jahre erfolgende Überprüfung der Medikamentenpreise anzuordnen. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bereits bestehenden Spielraum auf
Verordnungsstufe auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den
Rhythmus der Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Ständerat nahm die

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LINDA ROHRER
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Motion an. 5

Eine Motion Diener (glp, ZH) forderte vom Bundesrat verschiedene Massnahmen, zur
Sicherstellung einer guten und günstigen Versorgung mit Arzneimitteln. Dazu gehören
eine regelmässige, dreijährliche Preisüberprüfung der Arzneimittel, eine Überprüfung
der Wirtschaftlichkeit eines Arzneimittels und eine Beurteilung dieser
Wirtschaftlichkeit im Vergleich zu anderen Arzneimitteln. Zudem solle die Vergütung
von Arzneimitteln, die ausserhalb der durch Swissmedic zugelassenen
Fachinformationen angewendet werden, klar geregelt werden. Der Bundesrat erklärte
sich zwar mit den Anliegen der Motionärin weitgehend einverstanden, war aber der
Ansicht, dass dieses auch auf Verordnungsstufe geregelt werden könnte. Dem folgte der
Ständerat allerdings nicht und nahm die Motion an. Auch der Nationalrat stimmte zu. 6

MOTION
DATUM: 10.12.2009
LINDA ROHRER

1) AB NR, 2008, S. 63 ff.; AB NR, 2008, S. 741 ff. ; AB SR, 2008, S. 288 ff. ; AB SR, 2008, S. 432 f. und 531; AB NR, 2008, S. 1022.
2) AB NR, 2001, S. 937; NZZ, 28.8.01; NLZ, 12.10.01; Presse vom 24.2.01. SP: Presse vom 8.9.01.; Presse vom 6.3.01; NZZ, 3.7.01;
Presse vom 10.7.01. Siehe auch CHSS, 2001, Nr. 5 (Schwerpunktthema Medikamentenkosten); AB NR, 2001, S. 486
3) AB NR, 2006, S. 1575.
4) AB NR, 2008, S. 1954
5) Motionen Heim und Humbel Näf: AB NR, 2009, S. 55 f.; AB NR, 2009, S. 2313 ff. Motion Robbiani: AB SR, 2009, S. 512 f.
6) AB NR, 2009, S. 2312 f.; AB SR, 2009, S. 513 ff.; AB NR, 2009, S. 2312 f.
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